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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den Entwurf einer Verordnung Nr. . . . des Rats der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zur Durchführung und 
Ergänzunng der Bestimmungen der Verordnung Nr. 3 über die 
Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer 

— Drucksache 655 — 


A. Bericht des Abgeordneten Scharnowski 


Der federführende Ausschuß für Arbeit beriet in 
seiner 30. Sitzung am 3. Dezember 1958 den Verord- 
nungsentwurf und nahm nach Anhörung der Be- 
gründung des Regierungsvertreters hiervon zustim- 
rnend Kenntnis. 

I 

Der Ausschuß stellte fest, daß der Entwurf die 
Anwendung des bereits vom Plenum in der 51. Sit- 
zung am 27. November 1958 verabschiedeten Haupt- 
entwurfs Nr. 3 über die Soziale Sicherheit der Wan- 
derarbeitnehiner in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft regelt. Der Entwurf enthält die zur 
Durchführung beider Verordnungen notwendigen 
Verwaltungsvorschriften und eine Reihe von zusätz- 
lichen und ergänzenden Rechtsvorschriften der in 
der Verordnung Nr. 3 festgelegten Grundsätze. Die 
Ergänzungen und Zusätze sind auf Wunsch der Bun- 
desrepublik hinzugefügt worden, weil die Vorarbei- 
ten an dem „Europäischen Abkommen über die So- 
ziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer" — dem 
Vorläufer der Verordnung Nr. 3 — Anfang 1957 im 
wesentlichen abgeschlossen gewesen und daher die 
Auswirkungen der Rentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetze zunächst unberücksichtigt geblieben 
sind. 

Wegen des materiellen Inhalts der Vorschriften 
und der „Verwaltungsvereinbarungen", die die tech- 
nischen Regeln festlegen, nach denen das Vertrags- 
werk durchzuführen ist, wird auf den Text der Ver- 


ordnung und auf die Aufzeichnungen über Zweck 
und Inhalt des Verordnungsentwurfs des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung — Druck- 
sache 655, Seite 46 — Bezug genommen. 


II 

Im übrigen nahm der Ausschuß zur Kenntnis, daß 
der Verordnungsentwurf erst vor sechs Tagen — 
in der 51. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
27. November 1958 — dem Ausschuß überwiesen 
wurde. Der Rat der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft wird über den Verordnungsentwurf vor- 
aussichtlich in der ersten Dezemberhälfte 1958 Be- 
schluß fassen, so daß die Verordnung zusammen 
mit der Verordnung Nr. 3 über die Soziale Sicher- 
heit der Wanderarbeitnehmer am 1. Januar 1959 in 
Kraft treten kann. 

Bei der Erörterung der Frage der laufenden Un- 
terrichtung der gesetzgebenden Körperschaften war 
der Ausschuß der Ansicht, die Bundesregierung 
sollte gemäß Artikel 2 des Vertrages über die Euro- 
päische Wirtschaftsgemeinschaft noch rechtzeitiger 
über die Entwicklung im Rat und über die EWG- 
Verordnungen unterrichten, damit es ihr ermög- 
licht werde, die Stellungnahme der gesetzgebenden 
Körperschaften bei den abschließenden Beratungen 
und der Beschlußfassung in den zuständigen Gre- 
mien der EWG zu verwerten. Das gilt insbesondere 
in den Fällen, in denen ein Beschluß des Rats der 
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EWG zu erwarten ist, der in der Bundesrepublik 
unmittelbar geltendes Recht schafft oder die Ver- 
abschiedung innerdeutscher Gesetze erforderlich 
macht. 

Die Aufnahme der Bestimmungen des Artikels 2 
des Vertrages wurde seinerzeit auf Antrag des Drit- 
ten Sonderausschusses Gemeinsamer Markt/Eura- 
tom vom Bundestag beschlossen, weil durch Über- 
tragung von Zuständigkeiten und Souveränitäts- 
rechten an die Organe der Gemeinschaft die natio- 
nalen Parlamente einerseits in ihren angestammten 
Rechten beschränkt werden, andererseits aber die 
parlamentarische Instanz der Gemeinschaft — das 
Europäische Parlament — nicht mit den Zuständig- 
keiten eines nationalen Parlaments versehen wird. 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß die Bundes- 
regierung bei einem Vorschlag über die Möglich- 
keiten, wie der Bundestag und seine Ausschüsse am 
zweckmäßigsten an der Vorbereitung der EWG- 
Verordnungen beteiligt werden können, berücksich- 
tigt, daß nach der Meinung des Ausschusses für Ar- 
beit die EWG-Verordnungen wie bisher den zu- 
ständigen Fachausschüssen überwiesen werden. 

III 

Der mitberatende Ausschuß für auswärtige Ange- 
legenheiten, der den Entwurf in seiner 22. Sitzung 
am 9. Dezember 1958, und der Wirtschaftsausschuß, 
der den Entwurf in seiner 27. Sitzung ebenfalls am 
9. Dezember 1958 behandelt hat, billigten einstim- 
mig nach Kenntnisnahme den Verordnungsentwurf. 

In der grundsätzlichen Frage der laufenden und 
rechtzeitigen Unterrichtung der gesetzgebenden 
Körperschaften der Bundesrepublik teilen der Aus- 
schuß für auswärtige Angelegenheiten, der Wirt- 
schaftsausschuß und der Haushaltsausschuß die Mei- 
nung des Ausschusses für Arbeit. 

Anläßlich der Kenntnisnahme der Verordnung 
Nr. 3 des Rats der Europäischen Wirtschaftsgemein- 


schaft zur Festlegung der Einzelheiten für die An- 
forderung und Überweisung der Finanzbeiträge 
sowie für die Haushaltsregelung und die Verwal- 
tung des Entwicklungsfonds für die überseeischen 
Länder und Hoheitsgebiete — Drucksache 540 — 
haben Wirtschaftsausschuß und Haushalts ausschuß 
gegenüber dem Ausschuß für auswärtige Angele- 
genheiten festgestellt, daß 

1. soweit die EWG-Verordnungen betroffen sind, 
eine fristgemäße Unterrichtung nur dann vor- 
stellbar ist, wenn bereits die Entwürfe dieser 
Verordnungen den zuständigen Ausschüssen zur 
Kenntnisnahme vorgelegt werden; der Haus- 
haltsausschuß schlug in diesem Sinne vor, die 
Bundesregierung zu ersuchen, bis zu den Bera- 
tungen des Haushaltsplans 1959 einen Vor- 
schlag über die Möglichkeit vorzulegen, wie der 
Bundestag und seine Ausschüsse an den Vorbe- 
reitungen der EWG-Verordnungen beteiligt wer- 
den können; 

2. es erforderlich erscheint — sei es durch inter- 
fraktionelle Vereinbarungen, sei es auf Grund 
gemeinsam erarbeiteter Vorschläge der zustän- 
digen Ausschüsse an den Ältestenrat — , verfah- 
rensmäßige Methoden zu entwickeln, die die 
Wahrnehmung der in Artikel 2 des Ratifikations- 
gesetzes zum EWG-Vertrag zustehenden Rechte 
der gesetzgebenden Körperschaften so wirksam 
wie möglich machen. 

Dem Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
schien es bei der Erörterung dieser Verfahrensfrage 
zweifelhaft, ob die Unterrichtungsmethode auf 
Grund der allgemeinen Vorschriften der Geschäfts- 
ordnung (Bundesregierung - — - Bundestag erste Le- 
sung — Einschaltung mehrerer Ausschüsse und Be- 
richte — Vorlage eines Votums an den Bundestag) 
in diesen Fällen sachlich und technisch geeignet sein 
kann, den Absichten der erwähnten Bestimmungen 
in Artikel 2 des Ratifikationsgesetzes zum EWG- 
Vertrag gerecht zu werden. 


Bonn, den 10. Dezember 1958 

Schamowski 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Verordnungsentwurf — Drucksache 655 * — zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Bonn, den 10. Dezember 1958 

Der Ausschuß für Arbeit 
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Scheppmann 

Vorsitzender 


Schamowski 

Berichterstatter 



